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Beschlussempfehlung 

 Ausschuss 

 für Soziales, Frauen, Familie,  

 Gesundheit und Migration 

 

Hannover, den 13.09.2017 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Niedersächsischen Bauordnung 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/7278 

Berichterstatter: Abg. Marco Brunotte (SPD) 

(Es ist ein schriftlicher Bericht vorgesehen.) 

 

Der Ausschuss für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Migration empfiehlt dem Landtag,  

1. den Gesetzentwurf mit den aus der Anlage ersichtlichen Änderungen anzunehmen sowie 

2. die in die Beratungen einbezogenen Eingaben 03357, 03368 und 03377 für erledigt zu erklä-

ren. 

 

Holger Ansmann 

Vorsitzender 
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Gesetz   

zur Änderung der Niedersächsischen Bauordnung
*
) 

Gesetz   

zur Änderung der Niedersächsischen Bauordnung
*
) 

  

Artikel 1 Artikel 1 

  

 Die Niedersächsische Bauordnung vom 3. April 

2012 (Nds. GVBl. S. 46), geändert durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 23. Juli 2014 (Nds. GVBl. S. 206), wird 

wie folgt geändert: 

 Die Niedersächsische Bauordnung vom 3. April 

2012 (Nds. GVBl. S. 46), zuletzt geändert durch Arti-

kel 2 des Gesetzes vom … [einsetzen: Tag der Be-

schlussfassung des Niedersächsischen Landtages über 

das Gesetz, dessen Entwurf in der Drs. 17/8174 enthal-

ten ist] (Nds. GVBl. S. … [einsetzen: Seite der Verkün-

dung des vorgenannten Gesetzes im Niedersächsischen 

Gesetz- und Verordnungsblatt]), wird wie folgt geändert: 

  

  1. § 2 wird wie folgt geändert:   1. wird gestrichen 

  

a) In Absatz 3 Satz 5 Halbsatz 2 wird die Ver-

weisung „Satz 1“ durch die Verweisung „den 

Sätzen 1 und 2“ ersetzt. 

 

  

b) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt geändert:  

  

aa) Die bisherigen Nummern 9 und 10 wer-

den durch die folgenden neuen Num-

mern 9 bis 12 ersetzt: 

 

  

„9. Krankenhäuser,  

  

10. Gebäude mit mindestens einer 

Nutzungseinheit zum Zweck der 

Pflege oder Betreuung von pflege-

bedürftigen Personen oder Men-

schen mit Behinderungen, deren 

Selbstrettungsfähigkeit einge-

schränkt ist, wenn  

 

  

a) mindestens eine Nutzungs-

einheit für mehr als sechs 

Personen bestimmt ist, 

 

  

b) mindestens eine Nutzungs-

einheit für Personen mit In-

tensivpflegebedarf bestimmt 

ist oder 

 

  

                                                           
*
 Dieses Gesetz dient ____ der Umsetzung  

__ __________  

__ der Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren 

schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates 

(ABl. EU Nr. L 197 S. 1). 
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c) mindestens zwei Nutzungs-

einheiten einen gemeinsamen 

Rettungsweg haben und ins-

gesamt für mehr als zwölf 

Personen bestimmt sind, 

 

  

11. Einrichtungen zur Unterbringung 

von Personen, wie Gemeinschafts-

unterkünfte, sowie Wohnheime, 

 

  

12. Tagesstätten für Menschen mit 

Behinderungen oder alte Men-

schen sowie Tageseinrichtungen 

für Kinder und Nutzungseinheiten 

mit Räumen für Kindertagespflege, 

die jeweils zur Nutzung für mehr 

als zehn Kinder bestimmt sind,“. 

 

  

bb) Die bisherigen Nummern 11 bis 18 wer-

den Nummern 13 bis 20. 

 

  

cc) In der neuen Nummer 20 wird die 

Zahl „17“ durch die Zahl „19“ ersetzt. 

 

  

c) Absatz 14 erhält folgende Fassung:  

  

 „(14) Bauprodukte sind  

  

1. Produkte, Baustoffe, Bauteile und Anla-

gen sowie Bausätze gemäß Artikel 2 

Nr. 2 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 

des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 9. März 2011 zur Festlegung 

harmonisierter Bedingungen für die 

Vermarktung von Bauprodukten und zur 

Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG 

des Rates (ABl. EU Nr. L 88 S. 5; 2013 

Nr. L 103 S. 10), zuletzt geändert durch 

die Delegierte Verordnung (EU) 

Nr. 574/2014 der Kommission vom 

21. Februar 2014 (ABl. EU Nr. L 159 

S. 41), die hergestellt werden, um dau-

erhaft in bauliche Anlagen eingebaut zu 

werden,  

 

  

2. aus Produkten, Baustoffen und Bautei-

len sowie Bausätzen gemäß Artikel 2 

Nr. 2 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 

vorgefertigte Anlagen, die hergestellt 

werden, um mit dem Erdboden verbun-

den zu werden, 
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und deren Verwendung sich auf die Anforde-

rungen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 auswirken 

kann.“ 

 

  

d) Nach Absatz 15 wird der folgende neue Ab-

satz 16 eingefügt: 

 

  

 „(16) Barrierefrei sind bauliche Anlagen, 

soweit sie für Menschen mit Behinderungen in 

der allgemein üblichen Weise, ohne besonde-

re Erschwernis und grundsätzlich ohne frem-

de Hilfe zugänglich und benutzbar sind.“ 

 

  

e) Der bisherige Absatz 16 wird Absatz 17.  

  

  2. § 3 wird wie folgt geändert:   2. wird gestrichen 

  

a) Absatz 1 Sätze 1 und 2 erhält folgende Fas-

sung: 

 

  

„
1
Bauliche Anlagen müssen so angeordnet, 

beschaffen und für ihre Benutzung geeignet 

sein, dass die öffentliche Sicherheit, insbe-

sondere Leben, Gesundheit sowie die natürli-

chen Lebensgrundlagen und die Tiere, nicht 

gefährdet werden; dabei sind die Grundanfor-

derungen an Bauwerke gemäß Anhang I der 

Verordnung (EU) Nr. 305/2011 zu berücksich-

tigen. 
2
Dies gilt auch für die Beseitigung von 

baulichen Anlagen und bei der Änderung ihrer 

Nutzung.“ 

 

  

b) Dem Absatz 2 wird der folgende Satz 3 ange-

fügt: 

 

  

„
3
Zum Schutz des Klimas sind Möglichkeiten 

zum sparsamen Umgang mit Boden, Wasser 

und Energie sowie zur Gewinnung erneuerba-

rer Energien zu berücksichtigen.“ 

 

  

c) Die Absätze 7 und 8 werden gestrichen.  

  

  3. § 5 wird wie folgt geändert:    3. wird gestrichen  

  

a) Dem Absatz 1 wird der folgende Satz 6 ange-

fügt: 

 

  

„
6
Grenzen des Baugrundstücks, die einen 

Winkel von mehr als 120° bilden, gelten als 

eine Grenze.“ 
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b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:  

  

 „(3) 
1
Der Abstand nach den Absätzen 1 

und 2 darf unterschritten werden von 

 

  

1. Dachüberständen und Gesimsen um 

nicht mehr als 0,50 m und 

 

  

2. vor der Außenwand angeordneten Ge-

bäudeteilen, wie Eingangs- und Terras-

senüberdachungen, Hauseingangstrep-

pen, Windfängen und Balkonen sowie 

Dachgauben, wenn die Gebäudeteile 

einzeln nicht mehr als 5 m breit sind, 

 

  

a) um nicht mehr als 1,50 m, höchs-

tens jedoch um ein Drittel und 

 

  

b) auf einer Gesamtlänge von nicht 

mehr als 15 m je Grundstücks-

grenze, jedoch gegenüber jedem 

Nachbargrundstück nur auf einer 

Länge von nicht mehr als einem 

Drittel der gemeinsamen Grenze. 

 

  
2
Eine Bebauung mit einem nach Satz 1 Nr. 2 

Buchst. b bemessenen Grenzabstand steht 

einer späteren Teilung des Nachbargrund-

stücks nach § 8, auf dessen Grenze die Be-

messung des Grenzabstands bezogen ist, 

nicht entgegen, auch wenn durch die Teilung 

die gemeinsame Grenze so verkürzt wird, 

dass die Voraussetzung nach Satz 1 Nr. 2 

Buchst. b nicht mehr vorliegt. 
3
Die Zulässig-

keit des aufgrund des Satzes 1 Nr. 2 

Buchst. b entstandenen Grenzabstands wird 

durch die Teilung nicht berührt.“ 

 

  

  4. Dem Dritten Teil wird der folgende § 16 a angefügt:   4. wird gestrichen 

  

„§ 16 a  

Bauarten  

  

 (1) Bauarten dürfen nur angewendet werden, 

wenn bei ihrer Anwendung die baulichen Anlagen 

bei ordnungsgemäßer Instandhaltung während ei-

ner dem Zweck entsprechenden angemessenen 

Zeitdauer die Anforderungen dieses Gesetzes oder 

aufgrund dieses Gesetzes erfüllen und für ihren 

Anwendungszweck tauglich sind. 
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 (2) 
1
Bauarten, die von Technischen Baube-

stimmungen nach § 83 Abs. 3 Nr. 2 oder 3 

Buchst. a wesentlich abweichen oder für die es all-

gemein anerkannte Regeln der Technik nicht gibt, 

dürfen bei der Errichtung, Änderung und Instand-

haltung baulicher Anlagen nur angewendet wer-

den, wenn für sie 

 

  

1. eine allgemeine Bauartgenehmigung durch 

das Deutsche Institut für Bautechnik oder 

 

  

2. eine vorhabenbezogene Bauartgenehmigung 

durch die oberste Bauaufsichtsbehörde 

 

  

erteilt worden ist. 
2
§ 18 Abs. 2 bis 7 gilt entspre-

chend. 

 

  

 (3)
 1

Anstelle einer allgemeinen Bauartgeneh-

migung genügt ein allgemeines bauaufsichtliches 

Prüfzeugnis, wenn die Bauart nach allgemein an-

erkannten Prüfverfahren beurteilt werden kann. 
2
Diese Bauarten werden mit der Angabe der maß-

gebenden technischen Regeln für diese Prüfver-

fahren in den Technischen Baubestimmungen 

nach § 83 Abs. 1 bekannt gemacht. 
3
§ 19 Abs. 2 

gilt entsprechend.  

 

  

 (4)
 
Wenn Gefahren im Sinne des § 3 Abs. 1 

nicht zu erwarten sind, kann die oberste Bauauf-

sichtsbehörde im Einzelfall oder für genau be-

grenzte Fälle allgemein festlegen, dass eine Bau-

artgenehmigung nicht erforderlich ist. 

 

  

 (5) 
1
Bauarten bedürfen einer Bestätigung ih-

rer Übereinstimmung mit den Technischen Baube-

stimmungen nach § 83 Abs. 1, den allgemeinen 

Bauartgenehmigungen, den allgemeinen bauauf-

sichtlichen Prüfzeugnissen für Bauarten oder den 

vorhabenbezogenen Bauartgenehmigungen; als 

Übereinstimmung gilt auch eine Abweichung, die 

nicht wesentlich ist. 
2
§ 21 Abs. 2 gilt für den An-

wender der Bauart entsprechend.  

 

  

 (6) 
1
Bei Bauarten, deren Anwendung in au-

ßergewöhnlichem Maß von der Sachkunde und Er-

fahrung der damit betrauten Personen oder von ei-

ner Ausstattung mit besonderen Vorrichtungen ab-

hängt, kann in der Bauartgenehmigung oder durch 

Verordnung der obersten Bauaufsichtsbehörde 

vorgeschrieben werden, dass der Anwender über 

solche Fachkräfte und Vorrichtungen verfügt und 

den Nachweis hierüber gegenüber einer Prüfstelle 

entsprechend § 24 Satz 1 Nr. 6 zu erbringen hat. 
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2
In der Verordnung können Mindestanforderungen 

an die Ausbildung, die durch Prüfung nachzuwei-

sende Befähigung und die Ausbildungsstätten ein-

schließlich der Anerkennungsvoraussetzungen ge-

stellt werden. 

  

 (7) Für Bauarten, die einer außergewöhnli-

chen Sorgfalt bei der Ausführung oder der Instand-

haltung bedürfen, kann in der Bauartgenehmigung 

oder durch Verordnung der obersten Bauaufsichts-

behörde die Überwachung dieser Tätigkeiten durch 

eine Überwachungsstelle entsprechend § 24 Satz 

1 Nr. 5 vorgeschrieben werden.“ 

 

  

  5. Die Überschrift des Vierten Teils erhält folgende 

Fassung: 

  5. wird gestrichen 

  

„Bauprodukte“.  

  

  6. Im Vierten Teil werden vor § 17 die folgenden 

§§ 16 b und 16 c eingefügt:  

  6. wird gestrichen 

  

„§ 16 b  

Allgemeine Anforderungen für die Verwendung  

von Bauprodukten 

 

  

 (1) Bauprodukte dürfen nur verwendet wer-

den, wenn bei ihrer Verwendung die baulichen An-

lagen bei ordnungsgemäßer Instandhaltung wäh-

rend einer dem Zweck entsprechenden angemes-

senen Zeitdauer die Anforderungen dieses Geset-

zes oder aufgrund dieses Gesetzes erfüllen und 

gebrauchstauglich sind. 

 

  

 (2) Bauprodukte, die in Vorschriften eines an-

deren Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 

eines anderen Vertragsstaates des Abkommens 

über den Europäischen Wirtschaftsraum genann-

ten technischen Anforderungen entsprechen, dür-

fen verwendet werden, wenn das geforderte 

Schutzniveau gemäß § 3 gleichermaßen dauerhaft 

erreicht wird. 

 

  

§ 16 c  

Anforderungen für die Verwendung von  

CE-gekennzeichneten Bauprodukten 

 

  

 1
Ein Bauprodukt, das die CE-Kennzeichnung 

der Europäischen Union (CE-Kennzeichnung) 

trägt, darf verwendet werden, wenn die erklärten 

Leistungen den in diesem Gesetz oder aufgrund 

dieses Gesetzes festgelegten Anforderungen für 

diese Verwendung entsprechen. 
2
Die §§ 17 bis 24 
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und § 25 Abs. 1 gelten nicht für Bauprodukte, die 

die CE-Kennzeichnung aufgrund der Verordnung 

(EU) Nr. 305/11 tragen.“ 

  

  7. § 17 erhält folgende Fassung:   7. wird gestrichen 

  

„§ 17  

Verwendbarkeitsnachweis  

  

 (1) Ein Verwendbarkeitsnachweis (§§ 18 

bis 20) ist für ein Bauprodukt erforderlich, wenn  

 

  

1. es keine Technische Baubestimmung und 

keine allgemein anerkannte Regel der Tech-

nik gibt, 

 

  

2. das Bauprodukt von einer Technischen Bau-

bestimmung (§ 83 Abs. 3 Nr. 3) wesentlich 

abweicht oder  

 

  

3. eine Verordnung nach § 82 Abs. 5 dies vor-

sieht. 

 

  

 (2) Ein Verwendbarkeitsnachweis ist nicht er-

forderlich für ein Bauprodukt,
 
 

 

  

1. das von einer allgemein anerkannten Regel 

der Technik abweicht oder 

 

  

2. das für die Erfüllung der Anforderungen die-

ses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes 

nur eine untergeordnete Bedeutung hat. 

 

  

 (3) Die Technischen Baubestimmungen nach 

§ 83 Abs. 1 enthalten eine nicht abschließende Lis-

te von Bauprodukten, die keines Verwendbarkeits-

nachweises nach Absatz 1 bedürfen.“ 

 

  

  8. § 18 Abs. 1 erhält folgende Fassung:   8. wird gestrichen 

  

 „(1) Das Deutsche Institut für Bautechnik er-

teilt auf Antrag unter den Voraussetzungen des 

§ 17 Abs. 1 eine allgemeine bauaufsichtliche Zu-

lassung für Bauprodukte, wenn deren Verwendbar-

keit im Sinne des § 16 b Abs. 1 nachgewiesen ist.“ 

 

  

  9. Die §§ 19 bis 23 erhalten folgende Fassung:   9. wird gestrichen 

  

„§ 19  

Allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis  

  

 (1) 
1
Bauprodukte, die nach allgemein aner-

kannten Prüfverfahren beurteilt werden, bedürfen 
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anstelle einer allgemeinen bauaufsichtlichen Zu-

lassung nur eines allgemeinen bauaufsichtlichen 

Prüfzeugnisses. 
2
Dies wird mit der Angabe der 

maßgebenden technischen Regeln in den Techni-

schen Baubestimmungen nach § 83 Abs. 1 be-

kannt gemacht. 

  

 (2) 
1
Ein allgemeines bauaufsichtliches Prüf-

zeugnis wird von einer Prüfstelle nach § 24 Satz 1 

Nr. 1 für Bauprodukte nach Absatz 1 erteilt, wenn 

deren Verwendbarkeit im Sinne des § 16 b Abs. 1 

nachgewiesen ist. 
2
§ 18 Abs. 2 und 4 bis 7 gilt ent-

sprechend.  

 

  

§ 20  

Nachweis der Verwendbarkeit von  

Bauprodukten im Einzelfall 

 

  

 1
Mit Zustimmung der obersten Bauaufsichts-

behörde dürfen unter den Voraussetzungen des 

§ 17 Abs. 1 im Einzelfall Bauprodukte verwendet 

werden, wenn ihre Verwendbarkeit im Sinne des 

§ 16 b Abs. 1 nachgewiesen ist. 
2
Wenn Gefahren 

im Sinne des § 3 Abs. 1 nicht zu erwarten sind, 

kann die oberste Bauaufsichtsbehörde im Einzelfall 

erklären, dass ihre Zustimmung nicht erforderlich 

ist. 

 

  

§ 21  

Übereinstimmungsbestätigung  

  

 (1) Bauprodukte bedürfen einer Bestätigung 

ihrer Übereinstimmung mit den Technischen Bau-

bestimmungen nach § 83 Abs. 1, den allgemeinen 

bauaufsichtlichen Zulassungen, den allgemeinen 

bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen oder den Zu-

stimmungen im Einzelfall; als Übereinstimmung gilt 

auch eine Abweichung, die nicht wesentlich ist. 

 

  

 (2) Die Bestätigung der Übereinstimmung er-

folgt durch eine Übereinstimmungserklärung des 

Herstellers (§ 22). 

 

  

 (3) Die Übereinstimmungserklärung hat der 

Hersteller durch Kennzeichnung der Bauprodukte 

mit dem Übereinstimmungszeichen (Ü-Zeichen) 

unter Hinweis auf den Verwendungszweck abzu-

geben. 

 

  

 (4) Das Ü-Zeichen ist auf dem Bauprodukt, 

auf einem Beipackzettel oder auf seiner Verpa-

ckung oder, wenn dies Schwierigkeiten bereitet, 

auf dem Lieferschein oder auf einer Anlage zum 
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Lieferschein anzubringen. 

  

 (5) Ü-Zeichen aus anderen Ländern und aus 

anderen Staaten gelten auch in Niedersachsen. 

 

  

§ 22  

Übereinstimmungserklärung des Herstellers  

  

 (1) Der Hersteller darf eine Übereinstim-

mungserklärung nur abgeben, wenn er durch 

werkseigene Produktionskontrolle sichergestellt 

hat, dass das von ihm hergestellte Bauprodukt den 

maßgebenden technischen Regeln, der allgemei-

nen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen 

bauaufsichtlichen Prüfzeugnis oder der Zustim-

mung im Einzelfall entspricht. 

 

  

 (2) 
1
In den Technischen Baubestimmungen 

nach § 83 Abs. 1, in den allgemeinen bauaufsichtli-

chen Zulassungen, in den allgemeinen bauauf-

sichtlichen Prüfzeugnissen oder in den Zustim-

mungen im Einzelfall kann eine Prüfung der Bau-

produkte durch eine Prüfstelle vor Abgabe der 

Übereinstimmungserklärung nach Absatz 1 vorge-

schrieben werden, wenn dies zur Sicherung einer 

ordnungsgemäßen Herstellung erforderlich ist. 
2
In 

diesen Fällen hat die Prüfstelle das Bauprodukt da-

raufhin zu überprüfen, ob es den maßgebenden 

technischen Regeln, der allgemeinen bauaufsichtli-

chen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtli-

chen Prüfzeugnis oder der Zustimmung im Einzel-

fall entspricht. 

 

  

 (3) 
1
In den Technischen Baubestimmungen 

nach § 83 Abs. 1, in den allgemeinen bauaufsichtli-

chen Zulassungen oder in den Zustimmungen im 

Einzelfall kann eine Zertifizierung nach § 23 vor 

Abgabe der Übereinstimmungserklärung nach Ab-

satz 1 vorgeschrieben werden, wenn dies zum 

Nachweis einer ordnungsgemäßen Herstellung ei-

nes Bauproduktes erforderlich ist. 
2
Die oberste 

Bauaufsichtsbehörde kann im Einzelfall die Ver-

wendung von Bauprodukten ohne Zertifizierung 

gestatten, wenn nachgewiesen ist, dass diese 

Bauprodukte den technischen Regeln, Zulassun-

gen, Prüfzeugnissen oder Zustimmungen nach Ab-

satz 1 entsprechen. 

 

  

 (4) Bauprodukte, die nicht in Serie hergestellt 

werden, bedürfen nur einer Übereinstimmungser-

klärung nach Absatz 1, sofern nichts anderes be-

stimmt ist. 
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§ 23  

Zertifizierung  

  

 (1) Dem Hersteller ist ein Übereinstimmungs-

zertifikat von einer Zertifizierungsstelle nach § 24 

zu erteilen, wenn das Bauprodukt 

 

  

1. den Technischen Baubestimmungen nach 

§ 83 Abs. 1, der allgemeinen bauaufsichtli-

chen Zulassung, dem allgemeinen bauauf-

sichtlichen Prüfzeugnis oder der Zustimmung 

im Einzelfall entspricht und 

 

  

2. einer werkseigenen Produktionskontrolle so-

wie einer Fremdüberwachung nach Maßgabe 

des Absatzes 2 unterliegt. 

 

  

 (2) 
1
Die Fremdüberwachung ist von Überwa-

chungsstellen nach § 24 durchzuführen. 
2
Im Rah-

men der Fremdüberwachung ist regelmäßig zu 

überprüfen, ob das Bauprodukt den Technischen 

Baubestimmungen nach § 83 Abs. 1, der allgemei-

nen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen 

bauaufsichtlichen Prüfzeugnis oder der Zustim-

mung im Einzelfall entspricht.“ 

 

  

10. § 24 wird gestrichen. 10. wird gestrichen 

  

11. Der bisherige § 25 wird § 24 und darin wird Satz 1 

wie folgt geändert:  

11. wird gestrichen 

  

a) In Nummer 2 wird der Klammerzusatz „(§ 23 

Abs. 2)“ durch den Klammerzusatz „(§ 22 

Abs. 2)“ ersetzt. 

 

  

b) In Nummer 3 wird der Klammerzusatz „(§ 24 

Abs. 1)“ durch den Klammerzusatz „(§ 23 

Abs. 1)“ ersetzt. 

 

  

c) In Nummer 4 wird der Klammerzusatz „(§ 24 

Abs. 2)“ durch den Klammerzusatz „(§ 23 

Abs. 2)“ ersetzt. 

 

  

d) In Nummer 5 wird die Verweisung „§ 17 

Abs. 6“ durch die Verweisung „§ 16 a Abs. 7 

und § 25 Abs. 2“ ersetzt. 

 

  

e) In Nummer 6 wird die Verweisung „§ 17 

Abs. 5“ durch die Verweisung „§ 16 a Abs. 6 

und § 25 Abs. 1“ ersetzt. 
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12. Es wird der folgende neue § 25 eingefügt: 12. wird gestrichen 

  

„§ 25  

Besondere Sachkunde- und Sorgfaltsanforderun-

gen 

 

  

 (1) 
1
Bei Bauprodukten, deren Herstellung in 

außergewöhnlichem Maß von der Sachkunde und 

Erfahrung der damit betrauten Personen oder von 

einer Ausstattung mit besonderen Vorrichtungen 

abhängt, kann in der allgemeinen bauaufsichtlichen 

Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall oder 

durch Verordnung der obersten Bauaufsichtsbe-

hörde vorgeschrieben werden, dass der Hersteller 

über die erforderlichen Fachkräfte und Vorrichtun-

gen zu verfügen und den Nachweis hierüber ge-

genüber einer Prüfstelle nach § 24 Satz 1 Nr. 6 zu 

erbringen hat. 
2
In der Verordnung können Mindest-

anforderungen an die Ausbildung, die durch Prü-

fung nachzuweisende Befähigung und die Ausbil-

dungsstätten einschließlich der Anerkennungs-

voraussetzungen gestellt werden. 

 

  

 (2) Für Bauprodukte, die wegen ihrer beson-

deren Eigenschaften oder ihres besonderen Ver-

wendungszwecks einer außergewöhnlichen Sorg-

falt bei Einbau, Transport, Instandhaltung oder 

Reinigung bedürfen, kann in der allgemeinen bau-

aufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung im 

Einzelfall oder durch Verordnung der obersten 

Bauaufsichtsbehörde die Überwachung dieser Tä-

tigkeiten durch eine Überwachungsstelle nach § 24 

Satz 1 Nr. 5 vorgeschrieben werden, soweit diese 

Tätigkeiten nicht bereits durch die Verordnung (EU) 

Nr. 305/2011 erfasst sind.“ 

 

  

13. § 35 wird wie folgt geändert: 13. wird gestrichen 

  

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:  

  

aa) In Satz 1 werden die Worte „an einer 

Außenwand liegen und“ gestrichen. 

 

  

bb) Satz 2 wird gestrichen.   

  

cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.   

  

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:  

  

 „(4) Notwendige Treppenräume müssen 

zu belüften und zu beleuchten sein und zur 

Rauchableitung ausreichende Fenster oder 

sonstige Öffnungen haben.“ 
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14. In § 40 Abs. 6 werden die Worte „Bezirksschorn-

steinfegermeisterin oder der Bezirksschornsteinfe-

germeister“ durch die Worte „bevollmächtigte Be-

zirksschornsteinfegerin oder der bevollmächtigte 

Bezirksschornsteinfeger“ ersetzt. 

14. wird gestrichen 

  

15. Dem § 41 Abs. 2 werden die folgenden Sätze 3 

und 4 angefügt: 

15. wird gestrichen 

  

„
3
Zur Überprüfung des ordnungsgemäßen Ver-

bleibs der in Satz 2 genannten Stoffe nach den 

düngerechtlichen Vorschriften dürfen von der Bau-

aufsichtsbehörde erhobene Daten einschließlich 

personenbezogener Daten an die für die Überwa-

chung der Einhaltung der düngerechtlichen Vor-

schriften zuständige Behörde übermittelt und von 

dieser verarbeitet werden, wenn diese Daten zur 

Aufgabenerledigung der für die Überwachung der 

Einhaltung der düngerechtlichen Vorschriften zu-

ständigen Behörde erforderlich sind. 
4
Die Bauauf-

sichtsbehörde kann die von der für die Überwa-

chung der Einhaltung der düngerechtlichen Vor-

schriften zuständigen Behörde nach düngerechtli-

chen Vorschriften erhobenen Daten einschließlich 

personenbezogener Daten verarbeiten, wenn diese 

Daten zur Aufgabenerledigung nach § 58 Abs. 1 

und § 79 erforderlich sind.“ 

 

  

16. § 49 wird wie folgt geändert: 16. wird gestrichen 

  

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:  

  

„
1
In Gebäuden mit mehr als vier Wohnungen 

müssen die Wohnungen eines Geschosses 

oder die entsprechende Anzahl von Wohnun-

gen in mehreren Geschossen barrierefrei 

sein.“ 

 

  

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

  

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:  

  

aaa) Nummer 1 erhält folgende Fas-

sung: 

 

  

„1. Büro-, Verwaltungs- und Ge-

richtsgebäude,“. 
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bbb) Nummer 4 erhält folgende Fas-

sung: 

 

  

„4. Verkaufs-, Gast- und Beher-

bergungsstätten,“. 

 

  

bb) Es wird der folgende neue Satz 2 einge-

fügt: 

 

  

„
2
Für die der zweckentsprechenden Nut-

zung dienenden Räume und Anlagen 

genügt es, wenn sie in dem erforderli-

chen Umfang barrierefrei sind.“ 

 

  

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.  

  

17. § 51 Satz 3 wird wie folgt geändert: 17. wird gestrichen 

  

a) Es wird die folgende neue Nummer 9 einge-

fügt: 

 

  

„9. die barrierefreie Nutzbarkeit,“.  

  

b) Die bisherigen Nummern 9 bis 20 werden 

Nummern 10 bis 21. 

 

  

18. § 52 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 18. wird gestrichen 

  

a) Es werden die folgenden neuen Sätze 3 und 

4 eingefügt: 

 

  

„
3
Die Bauherrin oder der Bauherr hat die zur 

Erfüllung der Anforderungen dieses Gesetzes 

oder aufgrund dieses Gesetzes erforderlichen 

Nachweise zu den verwendeten Bauproduk-

ten und den angewandten Bauarten bereitzu-

halten. 
4
Werden Bauprodukte verwendet, die 

die CE-Kennzeichnung nach der Verordnung 

(EU) Nr. 305/2011 tragen, ist die Leistungser-

klärung bereitzuhalten.“  

 

  

b) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 5 

und 6. 

 

  

c) Im neuen Satz 5 werden die Worte „Sie oder 

er“ durch die Worte „Die Bauherrin oder der 

Bauherr“ ersetzt. 

 

  

19. § 53 wird wie folgt geändert: 19. wird gestrichen 

  

a) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geändert:  
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aa) Am Ende der Nummer 3 wird das Wort 

„oder“ durch ein Komma ersetzt. 

 

  

bb) Am Ende der Nummer 4 wird der Punkt 

durch das Wort „oder“ ersetzt. 

 

  

cc) Es wird die folgende Nummer 5 ange-

fügt: 

 

  

„5. die Berufsbezeichnung ‚Innenarchi-

tektin‘ oder ‚Innenarchitekt‘ führen 

darf, für die mit der Berufsaufgabe 

der Innenarchitektin und des In-

nenarchitekten verbundenen bauli-

chen Änderungen von Gebäuden.“ 

 

  

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:  

  

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:  

  

aaa) Im einleitenden Satzteil werden die 

Worte „Staates, dem gegenüber 

die Mitgliedstaaten der Europäi-

schen Union vertragsrechtlich zur 

Gleichstellung seiner Staatsange-

hörigen hinsichtlich der Anerken-

nung von Berufsqualifikationen 

verpflichtet sind,“ durch die Worte 

„durch Abkommen gleichgestellten 

Staates“ ersetzt. 

 

  

bbb) Nummer 3 erhält folgende Fas-

sung: 

 

  

„3. für den Fall, dass weder der 

Beruf noch die Ausbildung zu 

dem Beruf in dem Niederlas-

sungsstaat reglementiert ist, 

den Beruf in einem Mitglied-

staat der Europäischen Uni-

on, einem anderen Vertrags-

staat des Abkommens über 

den Europäischen Wirt-

schaftsraum oder einem 

durch Abkommen gleichge-

stellten Staat während der 

vorhergehenden zehn Jahre 

ein Jahr lang ausgeübt ha-

ben.“  

 

  

bb) In Satz 5 Nr. 4 werden die Worte „zwei 

Jahre“ durch die Worte „ein Jahr“ er-

setzt. 
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c) Absatz 5 erhält folgende Fassung:   

  

 „(5) Für die mit der Berufsaufgabe der 

Landschaftsarchitektin und des Landschafts-

architekten verbundenen genehmigungsbe-

dürftigen Baumaßnahmen ist auch bauvorla-

geberechtigt, wer die Berufsbezeichnung 

‚Landschaftsarchitektin‘ oder ‚Landschaftsar-

chitekt‘ führen darf.“ 

 

  

20. In § 54 Abs. 1 wird der bisherige Satz 2 durch die 

folgenden neuen Sätze 2 und 3 ersetzt: 

20. wird gestrichen 

  

„
2
Sie oder er hat die zur Erfüllung der Anforderun-

gen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Geset-

zes erforderlichen Nachweise zu den verwendeten 

Bauprodukten und den angewandten Bauarten zu 

erbringen und auf der Baustelle bereitzuhalten. 
3
Bei Bauprodukten, die die CE-Kennzeichnung 

nach der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tragen, ist 

die Leistungserklärung bereitzuhalten.“ 

 

  

21. § 58 wird wie folgt geändert: 21. wird gestrichen 

  

a) In § 58 Abs. 3 werden die Worte „Bezirks-

schornsteinfegermeisterinnen und Bezirks-

schornsteinfegermeister“ durch die Worte 

„bevollmächtigten Bezirksschornsteinfegerin-

nen und bevollmächtigten Bezirksschornstein-

feger“ ersetzt. 

 

  

b) In Absatz 5 Satz 2 Nr. 1 wird der Klammerzu-

satz „(§ 25)“ durch den Klammerzusatz 

„(§ 24)“ ersetzt. 

 

  

22. § 62 wird wie folgt geändert:  22. Dem § 62 __________ 

  

a) Dem Absatz 1 wird der folgende Satz 4 ange-

fügt: 

___ ____ Abs. 1 werden die folgenden Sätze 4 

und 5 angefügt: 

  

„
4
Die Sätze 1 und 2 gelten auch nicht für eine 

Baumaßnahme innerhalb eines Achtungsab-

stands von 2 000 m, bei Biogasanlagen von 

200 m, um einen Betriebsbereich im Sinne 

des § 3 Abs. 5 a des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes (BImSchG), durch die erst-

malig oder zusätzlich 

„
4
Die Sätze 1 und 2 gelten auch nicht für eine 

Baumaßnahme innerhalb eines Achtungsab-

stands nach Satz 5 __________ (jetzt in 

Satz 5) um einen Betriebsbereich im Sinne 

des § 3 Abs. 5 a des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes (BImSchG), durch die erst-

malig oder zusätzlich 

  

1. dem Wohnen dienende Nutzungseinhei-

ten von insgesamt mehr als 5 000 m
2
 

Grundfläche geschaffen werden oder 

1. unverändert 
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2. die gleichzeitige Nutzung einer bauli-

chen Anlage, die öffentlich zugänglich 

ist, durch mehr als 100 Besucherinnen 

und Besucher ermöglicht wird, 

2. die Möglichkeit der gleichzeitigen 

Nutzung einer öffentlich zugänglichen 

baulichen Anlage durch mehr als 

100 Besucherinnen und Besucher ge-

schaffen wird, 

  

es sei denn, dass die Bauherrin oder der 

Bauherr durch ein Gutachten einer oder eines 

nach § 29 b BImSchG bekannt gegebenen 

Sachverständigen nachweist, dass sich die 

Baumaßnahme außerhalb des angemesse-

nen Sicherheitsabstands des Betriebsbe-

reichs befindet.“ 

es sei denn, dass __________ durch ein Gut-

achten einer oder eines nach § 29 b  

BImSchG bekannt gegebenen Sachverstän-

digen nachgewiesen ist, dass ____ die 

Baumaßnahme außerhalb des angemesse-

nen Sicherheitsabstands im Sinne des § 3 

Abs. 5 c BImSchG zum Betriebsbereich 

durchgeführt wird. 
5
Der Achtungsabstand 

nach Satz 4 beträgt, falls der Betriebs-

bereich eine Biogasanlage ist, 200 m, an-

dernfalls 2 000 m.“ 

  

b) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „Nr. 1, 2 

oder 3“ durch die Angabe „Nr. 1, 2, 3 oder 5“ 

ersetzt.  

___ __________ 

  

23. In § 63 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 werden nach der Anga-

be „Satz 3“ ein Komma und die Verweisung „§ 41 

Abs. 2 Satz 2“ eingefügt. 

23. wird gestrichen 

  

24. § 65 wird wie folgt geändert: 24. wird gestrichen 

  

a) In der Überschrift werden nach dem Wort 

„Nachweise“ ein Komma und das Wort  

„Typengenehmigung“ eingefügt. 

 

  

b) In Absatz 1 Satz 2 wird die Verweisung „§ 53 

Abs. 3, 4 und 6 bis 8“ durch die Verweisung 

„§ 53 Abs. 3 Satz 2 Nrn. 1 bis 4, Abs. 4 und 6 

bis 8“ ersetzt. 

 

  

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:  

  

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:  

  

aaa)  Nummer 3 erhält folgende Fas-

sung: 

 

  

„3. sonstige Gebäude, ausge-

nommen eingeschossige Ge-

bäude bis 200 m
2
 Grundflä-

che sowie eingeschossige 

landwirtschaftlich, forstwirt-

schaftlich oder erwerbsgärt-

nerisch genutzte Gebäude bis 

1 000 m² Grundfläche und mit 

einfachen balkenartigen 
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Dachkonstruktionen bis 6 m 

Stützweite, bei fachwerkarti-

gen Dachbindern bis 20 m 

Stützweite,“. 

  

bbb) Nummer 10 erhält folgende Fas-

sung: 

 

  

„10. sonstige bauliche Anlagen mit 

einer Höhe von mehr als 

10 m.“ 

 

  

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung:  

  

„
3
Geschosse zur ausschließlichen Lage-

rung von Jauche und Gülle bleiben in 

den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 und des 

Satzes 2 Nr. 2 bei der Zahl der Ge-

schosse unberücksichtigt und sind ab-

weichend von Satz 1 Nr. 3 stets zu prü-

fen.“ 

 

  

d) Absatz 5 Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fas-

sung: 

 

  

„2. für den Fall, dass weder der Beruf noch 

die Ausbildung zu dem Beruf in dem 

Niederlassungsstaat reglementiert ist, 

den Beruf in einem Mitgliedstaat der Eu-

ropäischen Union, einem anderen Ver-

tragsstaat des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum oder ei-

nem durch Abkommen gleichgestellten 

Staat während der vorhergehenden 

zehn Jahre ein Jahr lang ausgeübt ha-

ben.“ 

 

  

e) Absatz 7 Satz 2 erhält folgende Fassung:  

  

„
2
Diese Nachweise können auch erstellt sein  

  

1. für die in § 53 Abs. 6 Satz 1 genannten 

Baumaßnahmen von Personen, die die 

Anforderungen nach § 53 Abs. 6, 7  

oder 8 erfüllen, und 

 

  

2. für Baumaßnahmen im Rahmen der Be-

rufsaufgabe der Innenarchitektinnen und 

Innenarchitekten von Personen, die die 

Anforderungen nach § 53 Abs. 3 Satz 2 

Nr. 5 erfüllen.“ 
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f) Nach Absatz 7 werden die folgenden neuen 

Absätze 8 bis 10 eingefügt: 

 

  

 „(8) 
1
Für bauliche Anlagen, die in der-

selben Ausführung an mehreren Stellen er-

richtet werden sollen, kann auf schriftlichen 

Antrag eine allgemeine Genehmigung  

(Typengenehmigung) erteilt werden, wenn die 

baulichen Anlagen dem öffentlichen Baurecht 

entsprechen. 
2
In der Typengenehmigung ist 

über alle Anforderungen zu entscheiden, die 

das öffentliche Baurecht unabhängig vom 

Baugrundstück an die baulichen Anlagen 

stellt. 
3
Eine Typengenehmigung kann auch 

erteilt werden für bauliche Anlagen, die in un-

terschiedlicher Ausführung, aber nach einem 

bestimmten System und aus bestimmten Bau-

teilen an mehreren Stellen errichtet werden 

sollen; in der Typengenehmigung ist die zu-

lässige Veränderbarkeit festzulegen. 
4
Für flie-

gende Bauten (§ 75) wird eine Typengeneh-

migung nicht erteilt. 

 

  

 (9) 
1
Die Typengenehmigung wird von 

der obersten Bauaufsichtsbehörde schriftlich 

erteilt. 
2
Sie darf nur widerruflich und für eine 

bestimmte Frist erteilt werden, die fünf Jahre 

nicht überschreiten soll. 
3
Die Frist kann, auch 

nach ihrem Ablauf, auf schriftlichen Antrag um 

jeweils nicht mehr als fünf Jahre verlängert 

werden. 
4
§ 67 Abs. 1 Satz 2 gilt sinngemäß. 

 

  

 (10) Die Typengenehmigung macht die 

Baugenehmigung nicht entbehrlich.“ 

 

  

g) Die bisherigen Absätze 8 bis 10 werden Ab-

sätze 11 bis 13. 

 

  

h) Im neuen Absatz 12 Satz 1 wird die Verwei-

sung „Absatz 8“ durch die Verweisung „Ab-

satz 11“ ersetzt. 

 

  

i) Im neuen Absatz 13 werden vor dem Wort 

„Bescheide“ die Worte „Typengenehmigungen 

und“ eingefügt. 

 

  

25. § 66 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 25. wird gestrichen 

  

a) In Satz 2 wird die Verweisung „§ 65 Abs. 9“ 

durch die Verweisung „§ 65 Abs. 12“ ersetzt. 

 

  

b) Es werden die folgenden Sätze 3 und 4 ange-

fügt: 
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„
3
Die Zulassung einer Abweichung nach 

Satz 1 gilt, solange die Baugenehmigung 

wirksam ist. 
4
Für die gesonderte Zulassung 

einer Abweichung gilt § 71 entsprechend.“ 

 

  

26. In § 67 Abs. 3 Satz 3 werden nach dem Wort „die-

sen“ die Worte „mit Tagesangabe“ eingefügt. 

26. wird gestrichen 

  

27. § 68 wird wie folgt geändert: 27. § 68 wird wie folgt geändert: 

  

a) Der Überschrift werden die Worte „und der 

Öffentlichkeit“ angefügt. 

a) unverändert 

  

b) Es werden die folgenden Absätze 5 bis 8 an-

gefügt: 

b) Es werden die folgenden Absätze 5 bis 8 an-

gefügt: 

  

 „(5) 
1
Baumaßnahmen nach § 62 Abs. 1 

Satz 4 und die Errichtung, Änderung oder 

Nutzungsänderung baulicher Anlagen, die 

nach Durchführung der Baumaßnahme Son-

derbauten nach § 2 Abs. 5 Nr. 9, 10, 11, 12, 

13, 15 oder 16 sind, wenn sie innerhalb eines 

Achtungsabstands von 2 000 m, bei Biogas-

anlagen von 200 m, um einen Betriebsbereich 

im Sinne des § 3 Abs. 5 a BImSchG liegen, 

hat die Bauaufsichtsbehörde nach vollständi-

ger Beibringung der Unterlagen im Sinne des 

§ 67 in ihrem amtlichen Veröffentlichungsblatt 

und außerdem entweder im Internet oder in 

örtlichen Tageszeitungen, die im Bereich des 

Standorts der Baumaßnahme verbreitet sind, 

öffentlich bekannt zu machen, es sei denn, 

dass die Bauherrin oder der Bauherr durch 

ein Gutachten einer oder eines nach § 29 b 

BImSchG bekannt gegebenen Sachverstän-

digen nachweist, dass sich die Baumaßnah-

me außerhalb des angemessenen Sicher-

heitsabstands des Betriebsbereichs befindet. 
2
Absatz 1 findet in diesem Fall keine Anwen-

dung.
 3

Eine öffentliche Bekanntmachung ist 

entbehrlich, wenn durch eine Änderung einer 

baulichen Anlage, die ein Sonderbau nach § 2 

Abs. 5 Nr. 9, 10, 11, 12, 13, 15 oder 16 ist, ei-

ne Erhöhung der Anzahl der Nutzerinnen und 

Nutzer oder der Besucherinnen und Besucher 

nicht eintritt. 
4
Der Bauantrag und die Bauvor-

lagen, sowie die entscheidungserheblichen 

Berichte und Empfehlungen, die der Bauauf-

sichtsbehörde im Zeitpunkt der Bekanntma-

chung vorliegen, sind nach Bekanntmachung 

einen Monat zur Einsicht auszulegen. 
5
§ 10 

Abs. 2 BImSchG gilt entsprechend. 
6
Weitere 

 „(5) 
1
Die Bauaufsichtsbehörde hat 

 

1. Baumaßnahmen nach § 62 Abs. 1 

Satz 4 und 

 

2. die Errichtung, Änderung oder Nut-

zungsänderung baulicher Anlagen, die 

nach Durchführung der Baumaßnahme 

Sonderbauten nach § 2 Abs. 5 Satz 1 

Nr. 9, 10, 11, ____ 13____ oder 14 

sind__________ und innerhalb eines 

Achtungsabstands nach Satz 1/1 

_________ (jetzt in Satz 1/1) um einen 

Betriebsbereich im Sinne des § 3 

Abs. 5 a BImSchG liegen, 

 

nach vollständiger Beibringung der Unter-

lagen im Sinne des § 67 in ihrem amtlichen 

Veröffentlichungsblatt und außerdem entwe-

der im Internet oder in örtlichen Tageszeitun-

gen, die am Ort der Baumaßnahme verbreitet 

sind, öffentlich bekannt zu machen 

__________ (jetzt in Satz 1/2). 
1/1

Der Ach-

tungsabstand nach Satz 1 beträgt, falls der 

Betriebsbereich eine Biogasanlage ist, 

200 m, andernfalls 2 000 m. 
1/2

Eine  

öffentliche Bekanntmachung nach Satz 1 

erfolgt nicht, wenn 

 

1. __________ durch ein Gutachten einer 

oder eines nach § 29 b BImSchG be-

kannt gegebenen Sachverständigen 

nachgewiesen ist, dass ____ die Bau-

maßnahme außerhalb des angemesse-

nen Sicherheitsabstands im Sinne des 

§ 3 Abs. 5 c BImSchG zum Betriebs-
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Informationen, die für die Entscheidung über 

die Genehmigungsfähigkeit der Baumaßnah-

me von Bedeutung sein können und die der 

Bauaufsichtsbehörde erst nach Beginn der 

Auslegung vorliegen, sind der Öffentlichkeit 

nach den Bestimmungen über den Zugang zu 

Umweltinformationen zugänglich zu machen. 
7
Besteht für die Baumaßnahme eine Pflicht 

zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-

Pflicht), so muss die Bekanntmachung dar-

über hinaus den Anforderungen des § 9 

Abs. 1 a des Gesetzes über die Umweltver-

träglichkeitsprüfung (UVPG) entsprechen.
 

8
Personen, deren Belange durch die Bau-

maßnahme berührt werden, sowie Vereini-

gungen, welche die Anforderungen des § 3 

Abs. 1 oder des § 2 Abs. 2 des Umwelt-

Rechtsbehelfsgesetzes erfüllen, können bis 

einen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist 

gegenüber der Bauaufsichtsbehörde schrift-

lich Einwendungen erheben. 
9
Mit Ablauf der 

Einwendungsfrist sind alle öffentlich-

rechtlichen Einwendungen gegen die Bau-

maßnahme für das Genehmigungsverfahren 

ausgeschlossen. 
10

Einwendungen, die auf 

besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, 

sind auf den Rechtsweg vor den ordentlichen 

Gerichten zu verweisen. 

bereich durchgeführt wird, oder 

 

2. dem Gebot, den angemessenen Si-

cherheitsabstand zu wahren, bereits 

in einem für die Beurteilung der Zu-

lässigkeit der Baumaßnahme maßge-

beblichen Bebauungsplan durch ver-

bindliche Vorgaben Rechnung getra-

gen worden ist. 

 
2
Absatz 1 findet im Fall einer öffentlichen 

Bekanntmachung nach Satz 1 keine An-

wendung.
 3

Eine öffentliche Bekanntmachung 

ist entbehrlich, wenn durch eine Änderung ei-

ner baulichen Anlage, die ein Sonderbau 

nach § 2 Abs. 5 Satz 1 Nr. 9, 10, 11, ____ 

13____ oder 14 ist, eine Erhöhung der Anzahl 

der Nutzerinnen und Nutzer oder der Besu-

cherinnen und Besucher nicht eintritt. 
4
Der 

Bauantrag und die Bauvorlagen_ sowie die 

entscheidungserheblichen Berichte und Emp-

fehlungen, die der Bauaufsichtsbehörde im 

Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen, 

sind nach Bekanntmachung einen Monat zur 

Einsicht auszulegen. 
5
§ 10 Abs. 2 BImSchG 

gilt entsprechend. 
6
Weitere Informationen, die 

für die Entscheidung über die Genehmigungs-

fähigkeit der Baumaßnahme von Bedeutung 

sein können und die der Bauaufsichtsbehörde 

erst nach Beginn der Auslegung vorliegen, 

sind der Öffentlichkeit nach den Bestimmun-

gen über den Zugang zu Umweltinformatio-

nen zugänglich zu machen. 
7
Besteht für die 

Baumaßnahme eine Pflicht zur Umweltver-

träglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht), so muss 

die Bekanntmachung darüber hinaus den An-

forderungen des § 19 Abs. 1 des Gesetzes 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) entsprechen.
 8

Personen, deren Be-

lange durch die Baumaßnahme berührt wer-

den, sowie Vereinigungen, welche die Anfor-

derungen des § 3 Abs. 1 oder des § 2 Abs. 2 

des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes erfüllen, 

können bis einen Monat nach Ablauf der Aus-

legungsfrist gegenüber der Bauaufsichtsbe-

hörde schriftlich Einwendungen erheben. 
9
Mit 

Ablauf der Einwendungsfrist sind alle öffent-

lich-rechtlichen Einwendungen gegen die 

Baumaßnahme für das Genehmigungsverfah-

ren ausgeschlossen. 
10

Einwendungen, die auf 

besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, 

sind auf den Rechtsweg vor den ordentlichen 

Gerichten zu verweisen. 
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 (6) In der Bekanntmachung nach Ab-

satz 5 Satz 1 ist über Folgendes zu informie-

ren: 

 (6) In der Bekanntmachung nach Ab-

satz 5 Satz 1 ist über Folgendes zu informie-

ren: 

  

1. den Gegenstand der Baumaßnahme, 1. unverändert 

  

2. gegebenenfalls die Feststellung der 

UVP-Pflicht der Baumaßnahme nach 

§ 3 a UVPG sowie die Durchführung ei-

ner grenzüberschreitenden Beteiligung 

nach den §§ 8 und 9 a UVPG, 

2. gegebenenfalls die Feststellung der 

UVP-Pflicht der Baumaßnahme nach 

§ 5 UVPG sowie die Durchführung einer 

grenzüberschreitenden Beteiligung nach 

den §§ 54 bis 56 UVPG, 

  

3. die für die Genehmigung zuständige 

Behörde, bei der der Bauantrag nebst 

Unterlagen zur Einsicht ausgelegt wird, 

sowie wo und wann Einsicht genommen 

werden kann, 

3. unverändert 

  

4. dass etwaige Einwendungen von Perso-

nen und Vereinigungen gemäß Absatz 5 

Satz 8 bei einer in der Bekanntmachung 

bezeichneten Stelle innerhalb der Ein-

wendungsfrist vorzubringen sind; dabei 

ist auf die Rechtsfolgen nach Absatz 5 

Satz 9 hinzuweisen,  

4. dass etwaige Einwendungen von Perso-

nen und Vereinigungen nach Absatz 5 

Satz 8 bei einer in der Bekanntmachung 

bezeichneten Stelle innerhalb der Ein-

wendungsfrist nach Absatz 5 Satz 8 

vorzubringen sind; dabei ist auf die 

Rechtsfolgen nach Absatz 5 Satz 9 hin-

zuweisen,  

  

5. die Art möglicher Entscheidungen oder, 

soweit vorhanden, den Entscheidungs-

entwurf, 

5. unverändert 

  

6. dass die Zustellung der Entscheidung 

über die Einwendungen durch öffent-

liche Bekanntmachung ersetzt werden 

kann, 

6. unverändert 

  

7. gegebenenfalls weitere Einzelheiten des 

Verfahrens zur Unterrichtung der Öffent-

lichkeit und Anhörung der in Absatz 5 

Satz 8 genannten Personen und Verei-

nigungen. 

7. unverändert 

  

 (7) 
1
Wurde eine öffentliche Bekanntma-

chung nach Absatz 5 durchgeführt, sind in der 

Begründung der Baugenehmigung die we-

sentlichen tatsächlichen und rechtlichen 

Gründe, die die Behörde zu ihrer Entschei-

dung bewogen haben, sowie die Behandlung 

der Einwendungen und Angaben über das 

Verfahren zur Beteiligung der Öffentlichkeit 

aufzunehmen. 
2
Abweichend von § 70 Abs. 5 

Satz 1 ist die Baugenehmigung der Bauherrin 

 (7) 
1
Wurde eine öffentliche Bekanntma-

chung der Baumaßnahme nach Absatz 5 

durchgeführt, so sind in der Begründung der 

Baugenehmigung die wesentlichen tatsächli-

chen und rechtlichen Gründe, die die Behörde 

zu ihrer Entscheidung bewogen haben, sowie 

die Behandlung der Einwendungen und An-

gaben über das Verfahren zur Beteiligung der 

Öffentlichkeit aufzunehmen. 
2
__________ Die 

Baugenehmigung ist der Bauherrin oder dem 
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oder dem Bauherrn sowie Personen und Ver-

einigungen gemäß Absatz 5 Satz 8, die Ein-

wendungen erhoben haben, zuzustellen. 
3
Die 

Baugenehmigung ist, soweit die Zustellung 

nicht nach Absatz 8 erfolgt, öffentlich bekannt 

zu machen. 
4
Die öffentliche Bekanntmachung 

erfolgt nach Maßgabe des Absatzes 8.  

Bauherrn sowie Personen und Vereinigungen 

nach Absatz 5 Satz 8, die Einwendungen er-

hoben haben, zuzustellen. 
2/1

Haben mehr als 

50 Personen oder Vereinigungen nach Ab-

satz 5 Satz 8 Einwendungen erhoben, so 

kann die Zustellung __________ an diese 

durch die öffentliche Bekanntmachung nach 

Absatz 8 ersetzt werden. 
3 und 4

__________  

  

 (8) 
1
Haben mehr als 50 Personen Ein-

wendungen erhoben, kann die Zustellung der 

Baugenehmigung an Personen und Vereini-

gungen gemäß Absatz 5 Satz 8, die Einwen-

dungen erhoben haben, durch öffentliche Be-

kanntmachung ersetzt werden. 
2
Die öffentli-

che Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, 

dass der verfügende Teil des Bescheids und 

die Rechtsbehelfsbelehrung in entsprechen-

der Anwendung des Absatzes 5 Satz 1 be-

kannt gemacht werden; auf Auflagen ist hin-

zuweisen. 
3
Eine Ausfertigung der gesamten 

Baugenehmigung ist ab dem Tag nach der 

Bekanntmachung zwei Wochen zur Einsicht 

auszulegen. 
4
In der öffentlichen Bekanntma-

chung ist anzugeben, wo und wann der Be-

scheid und seine Begründung eingesehen 

und nach Satz 6 angefordert werden können. 
5
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der 

Bescheid auch Dritten gegenüber, die keine 

Einwendungen erhoben haben, als zugestellt; 

darauf ist in der Bekanntmachung hinzuwei-

sen. 
6
Nach der öffentlichen Bekanntmachung 

können der Bescheid und seine Begründung 

bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist von 

Personen und Vereinigungen gemäß Ab-

satz 5 Satz 8, die Einwendungen erhoben ha-

ben, schriftlich angefordert werden.“ 

 (8) 
0/1

Wurde eine öffentliche Be-

kanntmachung der Baumaßnahme nach 

Absatz 5 durchgeführt, so ist die Bauge-

nehmigung öffentlich bekannt zu machen. 
1
__________ (jetzt in Absatz 7 Satz 2/1) 

2
Die 

öffentliche Bekanntmachung wird dadurch 

bewirkt, dass der verfügende Teil des Be-

scheids und die Rechtsbehelfsbelehrung in 

entsprechender Anwendung des Absatzes 5 

Satz 1 bekannt gemacht werden; auf Aufla-

gen ist hinzuweisen. 
3
Eine Ausfertigung der 

gesamten Baugenehmigung ist ab dem Tag 

nach der Bekanntmachung zwei Wochen zur 

Einsicht auszulegen. 
4
In der öffentlichen Be-

kanntmachung ist anzugeben, wo und wann 

der Bescheid und seine Begründung einge-

sehen und nach Satz 6 angefordert werden 

können. 
5
Mit dem Ende der Auslegungsfrist 

gilt der Bescheid auch Dritten gegenüber, die 

keine Einwendungen erhoben haben, als zu-

gestellt; darauf ist in der Bekanntmachung 

hinzuweisen. 
6
Nach der öffentlichen Be-

kanntmachung können der Bescheid und sei-

ne Begründung bis zum Ablauf der Rechts-

behelfsfrist von Personen und Vereinigungen 

nach Absatz 5 Satz 8, die Einwendungen er-

hoben haben, schriftlich angefordert werden.“ 

  

28. § 74 wird wie folgt geändert: 28. § 74 wird wie folgt geändert: 

  

a) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt: a) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt: 

  

 „(2) 
1
Die Bauverwaltung des Bundes  

oder des Landes führt die Öffentlichkeitsbetei-

ligung nach § 68 Abs. 5 und 6 für die in § 68 

Abs. 5 Satz 1 genannten Baumaßnahmen 

durch. 
2
Dies gilt auch für die öffentliche Be-

kanntmachung des Zustimmungsbescheids 

der obersten Bauaufsichtsbehörde nach § 68 

Abs. 7 Satz 3 in Verbindung mit § 68 Abs. 8.“ 

 „(3) 
1
Die Öffentlichkeitsbeteiligung nach 

§ 68 Abs. 5 und 6 und die öffentliche Be-

kanntmachung __________ nach § 68 Abs. 8 

führen 

 

 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 

die Bauverwaltung des Bundes oder des 

Landes sowie 
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2. in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 

das Staatliche Baumanagement Nie-

dersachsen oder die Klosterkammer 

Hannover 

 

durch. 
2
__________ (jetzt in Satz 1)“ 

  

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 5 werden Absät-

ze 3 bis 6. 

b) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Absät-

ze 4 bis 6. 

  

 c) Im neuen Absatz 6 wird die Angabe „Ab-

sätze 1 und 4“ durch die Angabe „Absät-

ze 1 und 5“ ersetzt. 

  

29. § 76 wird wie folgt geändert: 29. wird gestrichen 

  

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort 

„Bauprodukten“ ein Komma und die Worte „in 

die CE-Kennzeichnungen und Leistungserklä-

rungen nach der Verordnung (EU) 

Nr. 305/2011“ eingefügt. 

 

  

b) Es wird der folgende Absatz 4 angefügt:  

  

 „(4) Die Bauaufsichtsbehörde soll, so-

weit sie im Rahmen der Bauüberwachung Er-

kenntnisse über systematische Rechtsverstö-

ße gegen die Verordnung (EU) Nr. 305/2011 

erlangt, diese der für die Marktüberwachung 

zuständigen Stelle mitteilen.“ 

 

  

30. In § 77 Abs. 4 werden die Worte „Bezirksschorn-

steinfegermeisterin oder des Bezirksschornsteinfe-

germeisters“ durch die Worte „bevollmächtigten 

Bezirksschornsteinfegerin oder des bevollmächtig-

ten Bezirksschornsteinfegers“ ersetzt. 

30. wird gestrichen 

  

31. § 79 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 31. wird gestrichen 

  

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung:  

  

„2. die Einstellung der Arbeiten anordnen, 

wenn Bauprodukte verwendet werden, 

an denen unberechtigt ein Ü-Zeichen 

(§ 21 Abs. 3) oder unberechtigt eine 

CE-Kennzeichnung angebracht ist oder 

die entgegen § 21 ein erforderliches 

Ü-Zeichen oder entgegen der Verord-

nung (EU) Nr. 305/2011 eine erforderli-

che CE-Kennzeichnung nicht tragen,“. 

 

  

b) In Nummer 3 wird die Verweisung „§ 22“ 

durch die Verweisung „§ 21“ ersetzt.  
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32. § 80 wird wie folgt geändert: 32. wird gestrichen 

  

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:  

  

aa) Die Nummern 3 bis 5 erhalten folgende 

Fassung: 

 

  

„3. ein Bauprodukt ohne das nach 

§ 21 Abs. 3 erforderliche 

Ü-Zeichen verwendet, 

 

  

4. eine Bauart ohne eine nach § 16 a 

Abs. 2 erforderliche Bauartgeneh-

migung oder ein nach § 16 a 

Abs. 3 erforderliches allgemeines 

bauaufsichtliches Prüfzeugnis an-

wendet, 

 

  

5. ein Bauprodukt mit einem  

Ü-Zeichen kennzeichnet, ohne 

dass dafür die Voraussetzungen 

des § 21 Abs. 1 vorliegen,“. 

 

  

bb) Es werden die folgenden neuen Num-

mern 6 und 7 eingefügt: 

 

  

„6. eine verantwortliche Person entge-

gen § 52 Abs. 2 Satz 1 nicht be-

stellt oder gegenüber der Bauauf-

sichtsbehörde unrichtige Angaben 

darüber macht, wer als verantwort-

liche Person bestellt ist, 

 

  

7. als Bauherrin oder Bauherr § 52 

Abs. 2 Satz 3 zuwiderhandelt,“. 

 

  

cc) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 8 

und erhält folgende Fassung: 

 

  

„8. entgegen § 52 Abs. 2 Satz 5 und 6 

eine vorgeschriebene Mitteilung an 

die Bauaufsichtsbehörde nicht 

macht,“. 

 

  

dd) Die bisherigen Nummern 7 bis 16 wer-

den Nummern 9 bis 18. 
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b) Absatz 5 erhält folgende Fassung:  

  

 „(5) Die Ordnungswidrigkeiten nach Ab-

satz 1 Nrn. 3 bis 6, 9 und 12 bis 17 sowie 

nach Absatz 3 können mit einer Geldbuße bis 

zu 500 000 Euro, die übrigen Ordnungswid-

rigkeiten mit einer Geldbuße bis zu 50 000 

Euro geahndet werden.“ 

 

  

33. § 82 wird wie folgt geändert: 33. wird gestrichen 

  

a) In Absatz 1 wird im einleitenden Satzteil die 

Verweisung „§ 3“ durch die Verweisung „den 

§§ 3, 16 a Abs. 1 und § 16 b Abs. 1“ ersetzt. 

 

  

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

  

aa) Es wird die folgende neue Nummer 3 

eingefügt: 

 

  

„3. die Zuständigkeit für die Erteilung 

der Typengenehmigung sowie die 

Verlängerung einer Befristung nach 

§ 65 Abs. 8 und 9 auf eine andere 

Stelle oder Person übertragen, die 

Gewähr dafür bietet, dass die Auf-

gaben dem öffentlichen Baurecht 

entsprechend wahrgenommen 

werden, und die der Aufsicht der 

obersten Bauaufsichtsbehörde un-

tersteht oder an deren Willensbil-

dung die oberste Bauaufsichtsbe-

hörde mitwirkt,“. 

 

  

bb) Die bisherigen Nummern 3 bis 9 werden 

Nummern 4 bis 10. 

 

  

cc) In der neuen Nummer 5 wird die Ver-

weisung „§ 25“ durch die Verweisung 

„§ 24“ ersetzt. 

 

  

dd) Am Ende der neuen Nummer 10 wird 

der Punkt durch ein Komma ersetzt. 

 

  

ee) Es wird die folgende Nummer 11 ange-

fügt: 

 

  

„11. Die oberste Bauaufsichtsbehörde 

kann durch Verordnung das  

Ü-Zeichen festlegen und zu diesem 

Zeichen zusätzliche Angaben ver-

langen.“ 
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c) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:  

  

„
1
Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann 

durch Verordnung bestimmen, dass die An-

forderungen der aufgrund der §§ 18 und 19 

des Arbeitsschutzgesetzes vom 7. August 

1996 (BGBl. I S. 1246), zuletzt geändert 

durch Artikel 427 der Verordnung vom 

31. August 2015 (BGBl. I S. 1474), des § 19 

des Chemikaliengesetzes in der Fassung vom 

28. August 2013 (BGBl. I S. 3498, 3991), zu-

letzt geändert durch Artikel 4 Abs. 97 des Ge-

setzes vom 18. Juli 2016 (BGBl. I S. 1666), 

des § 34 des Produktsicherheitsgesetzes vom 

8. November 2011 (BGBl. I S. 2178; 2012 

S. 131), geändert durch Artikel 435 der Ver-

ordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I 

S. 1474), und des § 49 Abs. 4 des Energie-

wirtschaftsgesetzes vom 7. Juli 2005 (BGBl. I 

S. 1970, 3621), zuletzt geändert durch Arti-

kel 6 des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 

(BGBl. I S. 2258), erlassenen Verordnungen 

entsprechend für Anlagen gelten, die weder 

gewerblichen noch wirtschaftlichen Zwecken 

dienen und in deren Gefahrenbereich Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer nicht be-

schäftigt werden.“ 

 

  

d) Es wird der folgende Absatz 5 angefügt:  

  

 „(5) Die oberste Bauaufsichtsbehörde 

kann durch Verordnung bestimmen, dass für 

bestimmte Bauprodukte und Bauarten, auch 

soweit sie Anforderungen nach anderen 

Rechtsvorschriften unterliegen, hinsichtlich 

dieser Anforderungen § 16 a Abs. 2 sowie die 

§§ 17 bis 25 ganz oder teilweise anwendbar 

sind, wenn die anderen Rechtsvorschriften 

dies verlangen oder zulassen.“ 

 

  

34. § 83 erhält folgende Fassung: 34. wird gestrichen 

  

„§ 83  

Technische Baubestimmungen  

  

 (1) 
1
Die Anforderungen nach § 3 können 

durch Technische Baubestimmungen konkretisiert 

werden. 
2
Die oberste Bauaufsichtsbehörde

 
macht 

die zur Durchführung dieses Gesetzes oder der 

Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes erforderli-

chen Technischen Baubestimmungen auf der 

Grundlage der vom Deutschen Institut für Bautech-
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nik im Einvernehmen mit den obersten Bauauf-

sichtsbehörden der Länder veröffentlichten „Mus-

ter-Verwaltungsvorschriften Technische Baube-

stimmungen“ als Verwaltungsvorschriften im Nie-

dersächsischen Ministerialblatt bekannt. 
3
Dabei 

kann auf die Teile C und D der vom Deutschen 

Institut für Bautechnik veröffentlichen „Muster-

Verwaltungsvorschriften Technische Baubestim-

mungen“ verwiesen werden. 

  

 (2)
 1

Die Technischen Baubestimmungen sind 

einzuhalten. 
2
Von den in den Technischen Baube-

stimmungen enthaltenen Planungs-, Bemessungs- 

und Ausführungsregelungen darf abgewichen wer-

den, wenn mit einer anderen Lösung in gleichem 

Maße die Anforderungen erfüllt werden und in der 

Technischen Baubestimmung eine Abweichung 

nicht ausgeschlossen ist; § 16 a Abs. 2, § 17 

Abs. 1 und § 66 Abs. 1 bleiben unberührt.  

 

  

 (3) Die Anforderungen nach § 3 können durch 

Bezugnahme auf technische Regeln und deren 

Fundstellen oder auf andere Weise konkretisiert 

werden, insbesondere in Bezug auf: 

 

  

1. bestimmte bauliche Anlagen oder ihre Teile,  

  

2. die Planung, Bemessung und Ausführung 

baulicher Anlagen und ihrer Teile, 

 

  

3. die Leistung von Bauprodukten in bestimmten 

baulichen Anlagen oder ihren Teilen, insbe-

sondere: 

 

  

a) Planung, Bemessung und Ausführung 

baulicher Anlagen bei Einbau eines 

Bauprodukts, 

 

  

b) Merkmale von Bauprodukten, die sich 

für einen Verwendungszweck auf die Er-

füllung der Anforderungen nach § 3 

auswirken, 

 

  

c) Verfahren für die Feststellung der Leis-

tung eines Bauproduktes im Hinblick auf 

Merkmale, die sich für einen Verwen-

dungszweck auf die Erfüllung der Anfor-

derungen nach § 3 auswirken, 

 

  

d) zulässige oder unzulässige besondere 

Verwendungszwecke, 
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e) die Festlegung von Klassen und Stufen 

in Bezug auf bestimmte Verwendungs-

zwecke, 

 

  

f) die für einen bestimmten Verwendungs-

zweck anzugebende oder erforderliche 

und anzugebende Leistung in Bezug auf 

ein Merkmal, das sich für einen Verwen-

dungszweck auf die Erfüllung der Anfor-

derungen nach § 3 auswirkt, soweit vor-

gesehen in Klassen und Stufen, 

 

  

4. die Bauarten und die Bauprodukte, die nur ei-

nes allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeug-

nisses nach § 16 a Abs. 3 oder § 19 Abs. 1 

bedürfen, 

 

  

5. Voraussetzungen zur Abgabe der Überein-

stimmungserklärung für ein Bauprodukt nach 

§ 22, 

 

  

6. die Art, den Inhalt und die Form technischer 

Dokumentation. 

 

  

 (4) Die Technischen Baubestimmungen sollen 

nach den Grundanforderungen gemäß Anhang I 

der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 gegliedert sein. 

 

  

 (5) Die Technischen Baubestimmungen ent-

halten die in § 17 Abs. 3 genannte Liste.“ 

 

  

35. § 86 wird wie folgt geändert: 35. wird gestrichen 

  

a) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absät-

ze 1 a bis 1 d eingefügt: 

 

  

 „(1 a) Für die ab dem 1. November 2012 

und vor dem [Tag des Inkrafttretens nach Ar-

tikel 2] eingeleiteten Verfahren ist dieses Ge-

setz weiterhin in der am [Tag vor dem Inkraft-

treten nach Artikel 2] geltenden Fassung an-

zuwenden. 

 

  

 (1 b) 
1
Die Verwendung des Ü-Zeichens 

auf Bauprodukten, die die CE-Kennzeichnung 

aufgrund der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 

tragen, ist seit dem [Tag des Inkrafttretens 

nach Artikel 2] nicht mehr zulässig. 
2
Sind be-

reits in Verkehr gebrachte Bauprodukte, die 

die CE-Kennzeichnung aufgrund der Verord-

nung (EU) Nr. 305/2011 tragen, mit dem  

Ü-Zeichen gekennzeichnet, verliert das 
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Ü-Zeichen mit dem [Tag des Inkrafttretens 

nach Artikel 2] seine Gültigkeit. 

  

 (1 c) Bis zum [Tag des Inkrafttretens 

nach Artikel 2] für Bauarten erteilte allgemei-

ne bauaufsichtliche Zulassungen oder Zu-

stimmungen im Einzelfall gelten als Bauart-

genehmigung fort. 

 

  

 (1 d) 
1
Bestehende Anerkennungen als 

Prüf-, Überwachungs- und Zertifizierungs-

stellen bleiben in dem bis zum [Tag des In-

krafttretens nach Artikel 2] bestimmten Um-

fang wirksam. 
2
Vor dem [Tag des Inkrafttre-

tens nach Artikel 2] gestellte Anträge gelten 

als Anträge nach diesem Gesetz.“ 

 

  

b) Absatz 3 wird gestrichen.  

  

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.  

  

36. Der Anhang (zu § 60 Abs. 1) wird wie folgt geän-

dert: 

36. wird gestrichen 

  

a) In der Übersicht werden in Nummer 3 nach 

dem Wort „Lüftung“ ein Komma und das Wort 

„Klimatisierung“ eingefügt. 

 

  

b) Nummer 1 wird wie folgt geändert:  

  

aa) Nummer 1.2 erhält folgende Fassung:  

  

„1.2 bis zu zwei Garagen, auch mit Ab-

stellraum, mit jeweils nicht mehr als 

30 m² Grundfläche auf einem Bau-

grundstück sowie deren Zufahrten, 

außer im Außenbereich, Garagen 

mit notwendigen Einstellplätzen je-

doch nur, wenn die Errichtung oder 

Änderung der Einstellplätze ge-

nehmigt oder nach § 62 genehmi-

gungsfrei ist,“. 

 

  

bb) In Nummer 1.8 werden die Worte „und 

mit nicht mehr als 3 m Tiefe“ gestrichen. 

 

  

c) Nummer 2 wird wie folgt geändert:  

  

aa) Am Ende der Nummer 2.3 werden die 

Worte „sowie die mit der Errichtung und 

Nutzung solcher Solarenergieanlagen 

oder Sonnenkollektoren verbundene 

Änderung der Nutzung oder der äußeren 
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Gestalt bestehender baulicher Anlagen, 

in, auf oder an denen diese errichtet 

werden“ eingefügt.  

  

bb) Nummer 2.4 erhält folgende Fassung:  

  

„2.4 Blockheizkraftwerke, die keine 

Sonderbauten nach § 2 Abs. 5 

Satz 2 sind, einschließlich der Lei-

tungen zur Abführung der Verbren-

nungsgase, in zulässigerweise ge-

nutzten Gebäuden, im Außenbe-

reich jedoch nur, soweit sie einem 

Betrieb nach § 35 Abs. 1 Nr. 1  

oder 2 BauGB dienen.“ 

 

  

cc) Nummer 2.5 wird gestrichen.  

  

d) Nummer 3 wird wie folgt geändert:  

  

aa) In der Überschrift werden nach dem 

Wort „Lüftung“ ein Komma und das Wort 

„Klimatisierung“ eingefügt. 

 

  

bb) Der Nummer 3.1 werden die Worte „so-

wie Lüftungs- und Klimageräte,“ ange-

fügt. 

 

  

e) In Nummer 9.1 werden nach dem Wort „Gär-

ten“ ein Komma und die Worte „Parkanlagen 

und Naherholungsbereichen“ eingefügt. 

 

  

f) Nummer 10 wird wie folgt geändert:  

  

aa) Nummer 10.4 wird gestrichen.  

  

bb) Die bisherigen Nummern 10.5 bis 10.8 

werden Nummern 10.4 bis 10.7. 

 

  

cc) Am Ende der neuen Nummer 10.7 wird 

der Punkt durch ein Komma ersetzt. 

 

  

dd) Es wird die folgende neue Nummer 10.8 

angefügt: 

 

  

„10.8 die mit der Errichtung und Nutzung 

einer in Nummer 10.5 oder 10.6 

genannten Anlage verbundene Än-

derung der Nutzung oder der äuße-

ren Gestalt bestehender baulicher 

Anlagen, in, auf oder an denen 

diese errichtet werden.“ 
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g) Nummer 11 wird wie folgt geändert:  

  

aa) Es wird die folgende neue Nummer 11.4 

eingefügt: 

 

  

„11.4 aufblasbare Spielgeräte ohne ei-

nen überdachten Bereich mit einer 

Höhe des betretbaren Bereichs von 

bis zu 5 m und aufblasbare Spiel-

geräte mit einem überdachten Be-

reich, bei dem die Entfernung von 

jedem Punkt des betretbaren Be-

reichs zum Ausgang nicht mehr als 

3 m oder, wenn ein Absinken der 

Überdachung konstruktiv verhin-

dert wird, nicht mehr als 10 m be-

trägt,“. 

 

  

bb) Die bisherigen Nummern 11.4 bis 11.14 

werden Nummern 11.5 bis 11.15.  

 

  

cc) Am Ende der neuen Nummer 11.15 wird 

der Punkt durch ein Komma ersetzt. 

 

  

dd) Es wird die folgende Nummer 11.16 an-

gefügt: 

 

  

„11.16 ortsveränderlich genutzte und 

fahrbereit aufgestellte Geflügel-

ställe zum Zweck der Freilandhal-

tung oder der ökologisch-

biologischen Geflügelhaltung, 

wenn diese einem landwirtschaft-

lichen Betrieb dienen und jeweils 

nicht mehr als 450 m
3
 Brutto-

Rauminhalt sowie eine Auslauf-

fläche haben, die mindestens 

7 m
2
 je Kubikmeter Brutto-

Rauminhalt beträgt.“ 

 

  

h) In Nummer 13.4 werden nach dem Wort „Au-

ßenwandbekleidungen“ die Worte „einschließ-

lich der Wärmedämmung“ eingefügt. 

 

  

  

Artikel 2 Artikel 2 

  

 Dieses Gesetz tritt am [Tag des Inkrafttretens] in 

Kraft. 

 Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkün-

dung in Kraft. 

 

(Ausgegeben am 14.09.2017) 
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